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Im vergangenen Jahr veröffentlichte Mark Singer, Journalist des <I>New Yorker<I> die Biografie 

„Trump and Me“. Darin beschreibt er, wie der Magnat in seinem Privatflugzeug einen seiner 

Lieblingsfilme ansieht: „Bloodsport“, mit dem Schauspieler-Haudrauf Jean Claude Van Damme in der 

Hauptrolle. Für die eigentliche Handlung interessierte sich Trump nicht besonders. Aber er konnte 

sich nicht satt genug sehen, wie Van Damme einen seiner Widersacher nach dem anderen verprügelt, 

bis das Blut fließt und die Knochen brechen. Ohne das derzeit beliebte Spiel weiterzuverfolgen, 

Psychogramme von Trump zu entwerfen, gilt zweifelsohne: Mexiko hat aufgrund seiner 

geographischen Nähe, wirtschaftlichen Abhängigkeit und politischen Schwäche das Pech, für Trump 

ein idealer Prügelknabe zu sein. Über die Heftigkeit der Schläge und die Schwachstellen, wo sie zuerst 

mit aller Wucht auftreffen werden, herrscht allerdings noch Ungewissheit. Dazu kommt eine 

mexikanische Regierung, die – frei nach Kästner – stets in der Lage ist, so tief zu sinken, von dem Blut, 

durch das man sie zieht, auch noch zu trinken – solange die Besitzstände der mexikanischen Eliten 

nicht angegriffen werden.  

Insofern ist das Land ein „gefälliges Opfer“, wie Lunapark21 in seiner vergangenen Ausgabe Conrad 

Schuler zitiert. 

 

Es sind Monate der gespannten Erwartung in Mexiko. Unvorbereitet auf den Wahlsieg Trumps und  

seine Drohungen ist bisher keine wirkliche Strategie sichtbar, sich auf die neue US-Regierung 

einzustellen. Die mexikanische Regierungsseite übt sich in Verbalakrobatik, weil sie weder auf 

Konfrontationskurs mit den USA gehen, noch vor der eigenen Bevölkerung als Feigling dastehen 

möchte. Gleichzeitig hat sich die mexikanische Währung für viele überraschend nach Trumps 

Amtsantritt zumindest vorübergehend stabilisiert und sogar wieder leicht erholt. Die Börse ist nicht 

eingebrochen, sondern ihr Index ist gestiegen. Ein Hinweis darauf, dass die meisten Anleger davon 

ausgehen, wirtschaftspolitische Maßnahmen Trumps werden die Geschäfte nicht unbedingt 

verderben. Präsident Enrique Peña Nieto, sowie der Wirtschafts- und der Außenminister setzen nach 

außen hin auf den „Dialog“ und Überzeugungsarbeit gegenüber der Trump-Administration. Für den 

Ökonom Enrique Dussel Peters von der Autonomen Nationaluniversität Mexikos (UNAM), der seit 

zwei Jahrzehnten zu NAFTA und den Beziehungen Mexikos zu China arbeitet, ein naives Unterfangen. 

Trump stehe für ein politisches Primat. Die mexikanischen Wirtschaftstechnokraten könnten das nicht 

verstehen.   

 

Die Situation ist widersprüchlich. Die Ansicht, der US-Präsident könne sich mit der Zeit mäßigen, im 

Amt „staatsmännisch“ werden, findet jenseits der mexikanischen Regierung immer weniger 
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Anhänger. Eher wird darauf gesetzt, dass US-Senat und Abgeordnetenhaus Trump in bestimmten 

Fällen dennoch ausbremsen. Oder die ihn stützenden Wirtschaftskräfte könnten ihm einen Riegel 

vorschieben, wenn seine „protektionistischen“ Maßnahmen zulasten Mexikos nicht mit ihren 

Interessen vereinbar sind. Eine weitere Hoffnung aus mexikanischer Sicht: Trump verzettelt sich im 

eigenen Land und auf internationaler Ebene in so viele Konflikte, dass beispielsweise Mauerbau und 

angedrohte Massendeportationen von Mexikanern für ihn an Bedeutung verlieren. Es handelt sich um 

höchst unsichere Wetten. Was die Kritik an der NATO oder die Ein-China-Politik anbelangt, hat Trump 

sich tatsächlich „gemäßigt“. In beiden Fällen hat er es jedoch mit starken Gegnern zu tun. Um sein 

Gesicht nicht zu verlieren, wird er möglicherweise gegen das schwache Mexiko seine Pläne von 

Mauerbau und Abschiebungen sowie die Auflösung oder eine rigorose Neuverhandlung des NAFTA-

Freihandelsvertrages erst recht durchsetzen. Denn für viele, die Trump ihre Stimme gaben, sind NATO 

und China weit weg. Der Sündenbock Mexiko aber ist greifbar nahe. 

 

<I>„Lösungen“ der mexikanischen Regierung 

 

<I>Der mexikanische Präsident Enrique Peña Nieto verzeichnete in seinem Land im Januar historisch 

schlechte Zustimmungswerte von 12 Prozent. Nach einer plötzlichen Anhebung der Benzinpreise um 

ein Fünftel zum Jahreswechsel gab es landesweite Proteste und über mehrere Tage sogar 

Plünderungen. Die Abwahl der regierenden neoliberalen Revolutionären Institutionellen Partei (PRI) 

im Jahr  2018 ist wahrscheinlich. Peña Nieto versuchte, die Attacken Trumps gegen Mexiko für die 

Verbesserung seines eigenen Standings zu nutzen. Er rief zur nationalen Einheit auf. Weitgehend 

vergeblich und aus verständlichen Gründen: Während des US-Wahlkampfes lud der damalige 

Finanzminister Luis Videgaray mit Zustimmung seines Präsidenten, aber an der mexikanischen 

Außenministerin vorbei, Trump nach Mexiko ein. Dieser nutzte das für einen Showauftritt und 

bekräftigte direkt nach der Rückkehr in die USA seine Mauerbau-Absichten. Ein Aufschrei der 

Entrüstung in Mexiko zwang Peña Nieto, das „Gehirn“ der Regierung zu entlassen. Doch Videgaray 

kam 2017 als Außenminister wieder. Wie kolportiert wird, auf ausdrücklichen Wunsch Trumps. Per 

Telefon vereinbarten Peña Nieto und Trump zudem, Gespräche über NAFTA vertraulich zu 

verhandeln. Mit anderen Worten, die Bevölkerung nicht zu informieren. Sodann soll Videgaray 

zusammen mit Trumps Schwiegersohn Jared Kushner den Mauerbaudiskurs des US-Präsidenten vom 

25. Januar etwas freundlicher gestaltet haben, um ihn für die mexikanische Öffentlichkeit 

verdaulicher zu machen. Wenn Videgaray wie Mitte Februar beim G20-Ministertreffen in Bonn 

verkündet, Mexiko würde bei Themen Mauerbau, Respekt vor den Bürger- und Menschenrechten der 

Migranten sowie der Besteuerung ihrer Rücküberweisungen „keinen Millimeter“ zurückweichen, 

dann ist das heiße Luft. 

 

Auch andere Maßnahmen haben eher pathetischen Charakter. So begrüßte Peña Nieto abgeschobene 

Mexikaner persönlich mit den Worten, sie kämen „in ein Land der Chancen“ zurück. Wo diese 

Menschen gerade aufgrund fehlender Perspektiven das Land verließen. Der Suizid des 44-jährigen 

Guadalupe Olivas Valencia, der sich am 21. Februar kurz nach seiner Deportation wenige Meter hinter 
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dem Grenzübergang in Tijuana von einer Brücke in den Tod stürzte, ist sinnbildlich für diese 

„Chancen“. Der Aufruf des Präsidenten sowie weiterer Politiker und Organisationen, lokale Waren zu 

kaufen, mag löblich sein, geht aber bisher an der Wirklichkeit vorbei. Mexikos Wirtschaft wurde seit 

Jahrzehnten konsequent auf den Export ausgerichtet. Der Binnenmarkt wurde bewusst 

vernachlässigt; der einheimische Anteil an vielen Produkten der Teilfertigungsindustrie ist minimal. 

Der Außenhandel wird nach wie vor zu etwa 80 Prozent mit den USA abgewickelt. In der Auto-, Agrar- 

und Getränkeindustrie wird er zudem in Mexiko selbst zu großen Teilen von US-Konzernen dominiert 

und weitgehend von Inputs des Binnenmarktes abgekoppelt – einmal abgesehen von billigen 

Arbeitskräften, die das Bild der verlängerten Werkbank der USA vervollständigen. Mexikanische 

Großunternehmen in der verarbeitenden Lebensmittelindustrie werden eher weiterhin 

subventionierten billigen Mais aus den USA importieren als ihn in Mexiko zu kaufen.  

 

Während China sich spätestens seit 2012 wieder verstärkt seinem Binnenmarkt widmet und die 

eigene industrielle und technologische Entwicklung langfristig forciert hat, ist davon in Mexiko kaum 

etwas geschehen. „Wir haben es immer noch nicht geschafft, eine Schraube von Volkswagen selber zu 

produzieren“, überspitzt Enrique Dussel. In diesem Kontext fällt der aktuellen mexikanischen 

Regierung nichts anderes ein, als den möglicherweise eingeschränkten Freihandel mit den USA durch 

mehr Freihandel mit anderen Ländern zu ersetzen. Dabei geht der Blick an erster Stelle nach China. 

Aber auch mit der Türkei wird beispielsweise ein Freihandelsabkommen angestrebt. Die Europäische 

Union ihrerseits äußert ihre Bereitschaft, „Mexiko zu helfen“, was nichts anderes meint, als ihre 

eigene Position in Mexiko wieder zu festigen. Für eine lateinamerikanische Wirtschaftsintegration 

ohne die USA, die Joseph Stiglitz jüngst als „goldene Gelegenheit“ bezeichnete, unternimmt Mexiko 

bisher keine sichtbaren Anstrengungen.  

 

<I>Migration und Abschiebung 

<I>Spätestens mit den am 21. Februar verkündeten Maßnahmen gegen die elf Millionen Migranten 

ohne Papiere in den USA erklärt Trump diese zu Freiwild. Wer öffentliche Leistungen „missbraucht“, 

wer nach Einschätzung eines Migrationsbeamten ein „Risiko für die öffentliche und nationale 

Sicherheit“ darstellt oder sich auch nur des leichtesten Verwaltugsvergehens wie ein kaputtes 

Rücklicht am Auto schuldig macht, muss mit der „potentiellen Gesetzesanwendung“, das heißt, der 

Deportation rechnen. Die vorher bereits bestehende Kriminalisierung der Migranten wird nun 

vollkommen generalisiert. Mindestens 6,5 Millionen der Betroffenen, wahrscheinlich weitaus mehr, 

sind Mexikaner. Auf ihre massive und kurzfristige Deportation ist das „Heimat“-Land in keinster Weise 

vorbereitet. Damit hat die Trump-Regierung ein ständiges Erpressungsmittel in der Hand, um ihre 

Interessen in anderen Bereichen durchzusetzen. Wenig bekannt in Europa dürfte sein: Bereits 

Präsident Obama ließ in seinen zwei Amtszeiten insgesamt etwa 3,4 Millionen Mexikaner deportieren. 

Doch gleichzeitig konnten vor allen Dingen in seiner zweiten Regierungsperiode größere 

Migrantengruppen einer „Duldung“ sicher sein. Die neue Botschaft ist eindeutig: Absolut niemand 

ohne Papiere darf sich sicher fühlen. Wer noch im vergangenen Jahr bei einer routinemäßigen 

Meldung bei den Behörden nichts Böses ahnen musste, läuft nun Gefahr, auf der Stelle verhaftet und 
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deportiert zu werden. Es ist dieses bewusst provozierte Gefühl der Unsicherheit und Bedrohung, das 

die mexikanischen Communities in den USA in Panik versetzen soll. Ausgenommen sind – bisher - die 

700 000 „Dreamer“, die jungen Leute, die als Kinder ohne Papiere mit ihren Eltern in die USA 

kommen. Junge, gesunde Arbeitskräfte. Die Drohung von Massendeportationen wird die 

mexikanische Regierung noch stärker dazu drängen, ihre Rolle als Erfüllungsgehilfin der USA an der 

eigenen Südgrenze zu Guatemala wahrzunehmen. Die Regierungsbehörden behandeln die 

mittelamerikanischen Migranten mindestens genauso schlecht, wie es den Mexikanern in den USA 

ergeht. Allein 2016 schob Mexiko fast 150 000 Mittelamerikaner ab.  

 

<I>NAFTA und TPP 

<I>Die mexikanische Regierung beugt rhetorisch vollmundig vor: NAFTA solle „modernisiert“ werden. 

Bei ungünstigen Neuverhandlungen erwäge das Land, NAFTA zu verlassen. Doch in der Praxis wird das 

Trump entscheiden. Formal reicht eine schriftliche Austrittserklärung eines der drei NAFTA-

Mitgliedsländer, sechs Monate später könnte der Austritt vollzogen werden. Es ist durchaus denkbar, 

dass Trump am Ende statt NAFTA bilaterale Verträge mit Kanada und Mexiko anstrebt. Vor Wochen 

kam aus kanadischen Regierungskreisen über die Nachrichtenagentur Reuters eine klare Botschaft: 

„Wir lieben unsere mexikanischen Freunde, aber unsere nationalen Interessen kommen zuerst und 

die Freundschaft danach”. Vorerst heißt es, dass im Juni NAFTA-Neuverhandlungen beginnen sollen.  

 

Aus Sicht der mexikanischen Bevölkerung ist die Bilanz von NAFTA gemischt und widersprüchlich: Mit 

NAFTA wurde die völlige Exportorientierung der mexikanischen Wirtschaft durchgesetzt. Große Teile 

des einheimischen Agrarsektors wurden zerstört. Zwei Millionen Arbeitsplätze sind dort in den letzten 

zwei Jahrzehnten verloren gegangen. Grundnahrungsmittel werden verstärkt importiert. Früher galt 

Mexiko in diesem Bereich weitgehend als Selbstversorger. Schutzmechanismen (Einfuhrzölle, 

Kontingente) für die mexikanische Agrarwirtschaft, die NAFTA für eine Übergangszeit ausdrücklich 

erlaubte, wurden von der mexikanischen Regierung gar nicht erst in Anspruch genommen. Die 

mexikanische Linke hat immer wieder gefordert, NAFTA aufzugeben oder radikal zu modifizieren. 

Ironischerweise wird dies nun unter ganz anderen Umständen wahrscheinlich. 

 

Mit der angestrebten transpazifischen Partnerschaft (TPP; Trans-Pacific Partnership) ist dies bereits 

geschehen. Trump erklärte am 23. Januar 2017 den Ausstieg der USA aus diesem Abkommen (es hätte 

im US-Kongress noch ratifiziert werden müssen). Über Monate hinweg diskutierten Befürworter und 

Gegner in Mexiko über das Abkommen. Vor allem standen die noch weiter ausgebauten Rechte 

internationaler Konzerne und die intransparente Verhandlungsführung der mexikanischen Regierung 

in der Kritik. Die Regierung pries die Partnerschaft als Garant für noch mehr Freihandel und 

Marktzugang. Vielfach wurden die potentiellen Auswirkungen angesichts der bestehenden NAFTA-

Verflechtungen aber auch bezweifelt. Eher geriet die politische Absicht der Obama-Regierung, einen 

Block gegen China zu formieren, in den Vordergrund. Mit Trumps Ausstieg aus TPP wird in Mexiko 

kein Wort mehr darüber verloren. TPP gilt insgesamt als tot. Für die neun Nicht-NAFTA-Mitglieder 

(Japan, Australien, Neuseeland, Malaysia, Brunei, Singapur, Vietnam, Peru und Chile) war die 
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Partnerschaft nur wegen der Importe in die USA interessant. Chile hat bereits offiziell erklärt, nicht 

mehr an der TPP interessiert zu sein.  

 

<I>Brennpunkt Autoindustrie 

<I>Mit NAFTA stieg die Autoproduktion in Mexiko von 1,1 Millionen Fahrzeugen 1994 auf die 

Rekordzahl von 3,4 Millionen Wagen 2016. Für 2020 wird eine Produktion von 5 Millionen Autos 

angestrebt. Etwa 80 Prozent der in Mexiko produzierten Autos gehen in die USA. Den in Mexiko 

angesiedelten internationalen Autokonzernen, darunter BMW und Volkswagen, hat Trump einen 

Einfuhrzoll von bis zu 35 Prozent für ihre in die USA exportierten Fahrzeuge angedroht. Die 

Maßnahme würde aber auch die US-Konzerne General Motors und Ford sowie den italienischen 

Konzern Fiat-Chrysler, der aufgrund seiner großen Produktionsstätten in den USA und der Chrysler-

Tradition eine Sonderrolle spielt, schwer treffen. Ihre Autos müssten dann in den USA deutlich teurer 

verkauft werden. Das Arbeitsplatzargument von Trump ist nur sehr bedingt stichhaltig. Die 

Autoindustrie ist in den USA hochautomatisiert. Der Einsatz von immer mehr Robotern wird sich noch 

verstärken. Ford hat nach Trumps Drohungen und gleichzeitigen Subventionsversprechen bei einer 

Produktion in den USA den Bau eines weiteren, neuen Werks im Bundesstaat San Luis Potosí und 

damit verbundene 1,6 Milliarden Dollar Investitionen aufgegeben. Doch am 19. Februar erklärte das 

Unternehmen, wie geplant in den Bundesstaaten Guanajuato und Chihuahua zwei 

Teilfertigungsstätten eröffnen zu wollen. Sie sollen Getriebe und Motoren in Autowerke sowohl in 

den USA als auch in Indien, China, Europa und Südamerika liefern. Andere Autokonzerne äußern sich 

ähnlich bezüglich ihrer Investitionen. Zu attraktiv ist das Lohngefälle. General Motors zahlt in den USA 

den Arbeitern einen Durchschnittslohn von 19 Dollar die Stunde, in Mexiko aber nur drei Dollar 

(innerhalb Mexikos ist dieser Stundenlohn immer noch höher ist als in vielen anderen Branchen. Der 

gesetzliche Mindestlohn pro Tag liegt im Land bei 4 Dollar). Einen eigenständigen mexikanischen 

Autobauer gibt es nicht. Ob es mit Trump am Ende wirkliche Umwälzungen der Autoproduktion in 

Mexiko geben wird, ist zumindest zweifelhaft. 

 

<I>Militärische Drohung  

<I>Zu den Ungewissheiten über die weitere wirtschaftliche Ausgestaltung des Verhältnisses zwischen 

den USA und Mexiko gesellt sich die Frage der Sicherheitspolitik. Zwar erwiesen sich die Berichte, 

Trump habe Peña Nieto mit direkter Truppenentsendung gedroht, solle er mit den „bad boys“ der 

Drogenmafia nicht fertig werden, als „fake news“. Aber auch das Angebot der militärischen 

Unterstützung kommt mit der Erklärung Trumps als Drohung daher: Peña Nieto sei „ein guter 

Mensch, er scheint bereit, unsere Hilfe anzunehmen“.  

 


